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Sehr geehrte Damen und Herren,
die beigefügten Informationen sende ich Ihnen zur Kenntnis.
 
Verteiler:
Mitlglieder, Ersatzmitglieder, 
Vorsitzende KER/StER, 
an News interessierte
 
Mit freundlichen Grüßen
Matthias Willms
 
 
 

 
 
 
 
Landeselternrat Niedersachsen
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
 
Telefon: 0511 / 120 8812
Email: geschaeftsstelle@ler-
nds.de
www.ler-nds.de

 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Nds. Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte
dies im Einzelnen sind und wie Ihre Daten verarbeitet werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im
Nds. Kultusministerium“ abrufen.
 
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen
enthalten, die unter den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten
Adressaten gehören, dann ist jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls
Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail
anschließend von Ihrem Computer-System.
﻿
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PRESSEDIENST 
VERBAND BILDUNG UND ERZIEHUNG LANDESVERBAND NIEDERSACHSEN 


Lehrergewerkschaft im »NBB – Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion« 


VERBAND BILDUNG UND ERZIEHUNG, Landesverband Niedersachsen, Fachgewerkschaft für Lehrer/-innen und Erzieher/-innen 


im »NBB – Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion«, Raffaelstraße 4, 30177 Hannover,  


Tel.: 0511/3577650, Fax: 0511/3577689, E-Mail: vbendsgst@aol.com, Internet: http://www.vbe-nds.de 


Vorsitzender: Franz-Josef Meyer, Ludwig-Richter-Straße 15, 49377 Langförden, Tel. 04447/1255, Mobil: 015209/883971,  


E-Mail: FranzJosefMeyer@aol.com  


 


 


       Hannover, den 30.10.2023-15 
 
VBE-Landesvorsitzender Franz-Josef Meyer zur Antisemitismus-Debatte: 


„Antisemitismus und Israel-Hass mit vereinten Kräften bekämpfen!“ 
-Schulen dürfen nicht zum Schauplatz von judenfeindlichen Auseinandersetzungen werden- 
 


„Der Nahostkonflikt mit schrecklichem Terror und gnadenlosem Bombenkrieg geht 
auch an den Schulen nicht spurlos vorbei. Tägliche Demos mit Hassparolen und 
antisemitischen Flugblättern schüren ein Klima der Angst und Verunsicherung gerade 
bei den jüdischen Mitbürgern. Schulen dürfen nicht zu Orten antisemitischer Gewalt 
werden“, so Meyer zu der aktuellen Diskussion. 
 
Das Kultusministerium sieht keine Versäumnisse, denn es gebe genug Material für 
Schulen zur Demokratiebildung und Programme und Fortbildungen zum Thema 
„Antisemitismus“. An gutem Unterrichtsmaterial mangelt es sicher nicht. Dennoch 
sieht Bundesfamilienministerin Lisa Paus, dass es „bei den Lehrerinnen und Lehrern 
eine große Überforderung gebe, die Geschehnisse rund um den Nahost-Konflikt 
aufzuarbeiten“. 


 
Meyer weiter: „Unsere Kolleginnen und Kollegen tun schon jetzt alles, um 
antisemitische Äußerungen und verbale Angriffe im Schulumfeld konsequent zu 
unterbinden und aufzuklären. Dennoch wird nach Meinung von Islamwissenschaftlern 
in den Schulen zu wenig über den Nahostkonflikt gesprochen. Hinweise von 
Lehrkräften, mehr gegen antisemitische Tendenzen zu tun, werden von der 
Schulbehörde nicht ernst genommen.“ 


Trotz jahrelanger Forderungen von Gewerkschaften gibt es immer noch keinen 
bundesweiten Definitionsrahmen in der Frage, was ein antisemitischer Vorfall ist, 
keine einheitliche Meldepflicht für Vorfälle in den Schulen und kaum Beratungsstellen 
für Betroffene antisemitischer Gewalt.                                                                         
Der VBE geht von einer hohen Dunkelziffer antisemitischer Vorfälle aus, weil sich 
Betroffene nicht trauen, sie zu melden. Studien zeigen, dass Lehrkräfte weder in der 
Aus-, noch in Fortbildungen angemessen darin geschult werden, derartige 
Vorkommnisse rechtzeitig zu erkennen und sensibel zu begleiten. 


Meyer abschließend: „Wir müssen im Umgang mit dem Thema neu denken. Eine 
Stunde Geschichte oder Politik pro Woche reichen einfach nicht aus. Der Besuch von 
Gedenkstätten etwa muss zum Pflichtprogramm für Schulen werden. Und: 
Antisemitismus muss an der Stelle thematisiert und dort bekämpft werden, wo er 
auftritt. Schließlich kommt es nicht nur im Unterricht, sondern auch auf dem Schulhof, 
in der Sporthalle und im schulischen Umfeld zu derartigen Vorfällen.“ 
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